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Erlass der Vorkaufssatzung "Stadt Coesfeld - Parkhaus MiinsterstraBe" fiir ein
besonderes Vorkaufsrecht nach § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB
- Satzungsbeschluss

Beschlussvorschlag 1:

Die Satzung zur Begrindung eines besonderen gemeindlichen Vorkaufsrechts nach § 25
Abs.1 Nr. 2 BauGB (Vorkaufssatzung) mit der Bezeichnung ,Stadt Coesfeld — Parkhaus
Minsterstral3e” wird in der als Anlage beigefligten Fassung beschlossen.

Beschlussvorschlag 2:

Der Begriundung zur Vorkaufssatzung mit der Bezeichnung ,Stadt Coesfeld — Parkhaus
Minsterstral3e” wird zugestimmt.

Sachverhalt:

Erlduterungen zum Instrument der Vorkaufssatzung nach § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB

Im Rahmen des Baugesetzbuches (BauGB) sind die gesetzlichen Vorkaufsrechte der Gemeinde
in den §§ 24 bis 28 BauGB geregelt:

e § 24 Allgemeines Vorkaufsrecht,

e § 25 Besonderes Vorkaufsrecht,

e § 26 Ausschluss des Vorkaufsrechts,

e § 27 Abwendung des Vorkaufsrechts,

e § 27a Auslbung des Vorkaufsrechts zugunsten Diritter,
e § 28 Verfahren und Entschadigung.

Aufgrund des Umfangs der darzustellenden Sachverhalte kénnen nur Grundlagen zu den
gesetzlichen Vorkaufsrechten erlautert werden. Nahere Informationen kénnen u.a. den
aufgefuhrten Paragraphen entnommen werden.

Nach § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB kénnen Gemeinden in Gebieten, in denen sie stadtebauliche
Malnahmen in Betracht zieht, zur Sicherung einer geordneten stadtebaulichen Entwicklung
durch Satzung Flachen bezeichnen, an denen ihr ein Vorkaufsrecht an den Grundstiicken
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zusteht. Das besondere Vorkaufsrecht nach § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB ist ein Instrument des
vorsorgenden Grunderwerbs und dient der Sicherung stadtebaulicher Malnahmen. Aus
stadtebaulichen Grinden soll die Gemeinde bereits im Frihstadium der Vorbereitung
stadtebaulicher MalRnahmen in die Lage versetzt werden Grundstiicke mit dem Ziel kaufen zu
koénnen, die spateren MalRnahmen leichter durchfiihren zu kénnen.

Vorkaufsrechte kénnen Stérungen und Beeintrachtigungen abwehren, die der Bauleitplanung
und anderen stadtebaulichen MalRnahmen drohen, weil geplante Grundsticksverkaufe nicht mit
ihren Zielen in Einklang stehen. Indem die Gemeinde als Folge der Auslbung des
Vorkaufsrechts Grundeigentum in dem Gebiet erwirbt, wird es ihr zudem selbst mdglich,
unmittelbar auf die Verwirklichung der von ihr festgelegten stadtebaulichen Ziele im
Satzungsgebiet Einfluss zu nehmen.

Der Erlass einer Vorkaufssatzung steht im Ermessen der Gemeinde. Voraussetzung fir den
Erlass einer Vorkaufssatzung nach § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB ist, dass sie zur Sicherung einer
geordneten stadtebaulichen Entwicklung erforderlich sein muss und auch geeignet ist, die
Vorbereitung oder Durchfiihrung stadtebaulicher MalRnahmen zu sichern.

Das Verfahren und die Entschadigung zur Anwendung des Vorkaufsrechts ist ausflihrlich in § 28
BauGB geregelt. Im Folgenden nur eine kurze Erlduterung zur Anwendung des Vorkaufsrechts
(Details kdnnen u.a. den jeweiligen Paragraphen enthommen werden): Nach dem im BauGB
(§28 Abs. 2 S. 2 i.V.m. § 464 Abs. 2 BGB) angelegten Grundprinzip begriindet die Gemeinde
mit der Ausubung des Vorkaufsrechts einen neuen Kaufvertrag mit dem Verkdufer zu den
Bedingungen des Kaufvertrages, der zuvor mit dem Kaufer und Drittkdufer geschlossen worden
ist. Im Falle einer deutlichen Verkehrswertliberschreitung kann die Gemeinde jedoch von dieser
Grundregel abweichen. Sie ist gem. § 28 Abs. 3 BauGB befugt, den von ihr zu zahlenden Preis
fur das Grundstlick zu andern, wenn der vereinbarte Kaufpreis den Verkehrswert in einer dem
Rechtsverkehr erkennbaren Weise deutlich Uberschreitet. Diese Vorschrift soll die Gemeinden
in die Lage versetzen, den vereinbarten Kaufpreis in solchen Fallen zu beeinflussen, in denen
dies zur Foérderung einer konkreten stadtebaulichen Mal3nahme angezeigt ist.

Das Instrument der Vorkaufssatzung nach § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB dient hier konkret der
Umsetzung des Ziels der Errichtung eines o6ffentlichen Parkhauses zur Deckung des
innerstadtischen Parkplatzbedarfs.

Vorrangig wird der Erwerb der Grundstucke durch unmittelbare Verhandlungen mit den heutigen
Eigentimern angestrebt. Die Verwaltung geht auch davon aus, dass dies erreicht werden kann.
Mit der Satzung soll jedoch die Erwerbsoption durch die Stadt auch fir Falle sichergestellt
werden, in denen Eigentimer das Grundstlick an Dritte verauf3ern wollen.

Réaumlicher Geltungsbereich der Vorkaufssatzung

Der raumliche Geltungsbereich der Vorkaufssatzung mit der Bezeichnung ,Stadt Coesfeld —
Parkhaus MunsterstraRe” befindet sich innerhalb der Coesfelder Innenstadt. Das Plangebiet ist
begrenzt

e im Norden durch die sudliche Grenze der o&ffentlichen Verkehrsflache Katthagen
(Grundstlick Gemarkung Coesfeld-Stadt, Flur 26, Flurstick 118),

e im Westen durch die ostliche Grenze der offentlichen Verkehrsflache Muinsterstralie
(Grundstiick Gemarkung Coesfeld-Stadt, Flur 26, Flurstick 128),

e im Sldden durch die nordliche Grenze der offentlichen Verkehrsflache Schitzenring
(Grundstlicke Gemarkung Coesfeld-Stadt, Flur 26, Flurstlick 51),

e im Osten durch die sldwestliche Grenze des Grundstliickes der Lambertischule
(Grundsticke Gemarkung Coesfeld-Stadt, Flur 26, Flursticke 36).

Folgende Grundstlicke sind im Geltungsbereich der Vorkaufssatzung enthalten:

o Gemarkung Coesfeld-Stadt, Flur 26, Flurstiicke 37, 38, 39, 40, 47, 50, 97, 109, 110, 111,
119, 161 und 170
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Die genaue Abgrenzung des Geltungsbereichs der Vorkaufssatzung mit der Bezeichnung ,Stadt
Coesfeld — Parkhaus Miunsterstralle® wird aus dem beigefligten Ubersichtsplan (Anlage 1)
ersichtlich, der Bestandteil dieser Satzung ist.

Nahere Erlauterungen konnen der beigefligten Begrindung zur Vorkaufssatzung mit der
Bezeichnung ,Stadt Coesfeld — Parkhaus Munsterstrale“ entnommen werden.

Anlagen:

Anlage 1: Entwurf Satzung zur Begriindung eines besonderen gemeindlichen Vorkaufsrechts
nach § 25 Abs.1 Nr. 2 BauGB (Vorkaufssatzung) mit der Bezeichnung ,Stadt Coesfeld —
Parkhaus Munsterstralle*

Anlage 2: Begrindung zur Vorkaufssatzung mit der Bezeichnung ,Stadt Coesfeld — Parkhaus
Munsterstralie*

3/3



	Erlass der Vorkaufssatzung "Stadt Coesfeld - Parkhaus Münsterstraße" für ein besonderes Vorkaufsrecht nach § 25 Abs. 1 Nr. 2 BauGB - Satzungsbeschluss
	Beschlussvorschlag 1:
	Beschlussvorschlag 2:
	Sachverhalt:
	Anlagen:


